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einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Sonnabend, den 9. März 1861. 


——— — — — 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Turin, 6. März. Die Nachrichten aus Neapel lauten ungünſtig. Die 
Regierung begegnet großen Schwierigkeiten, die Geſetze bleiben todte Buch⸗ 
ſtaben, der Verkehr Neapels mit den anderen Provinzen und dem übrigen 
Italien iſt beinahe ganz unterbrochen. Die Beamten, der Regierung feind⸗ 
lich geſinnt, bereiten dieſer in allen Zweigen der Verwaltung große Verle⸗ 
genheiten. Das Projekt des Miniſters des Innern bezüglich der adminiſtra⸗ 
tiven Reorganiſation Italiens iſt im Drucke Die Garniſon der Citadella 
Meſſing beſteht aus dem 5., 7., und 8. Linien⸗Regimente, 7 Kompagnien 
Pion nieren und einigen Kompagnien Artillerie. 

Turin, 7. März, Abends. Die Kammer hat mit 219 von 242 Stim⸗ 
men Ratazzi zum Präſidenten gewählt. 

Madrid, 6. März. Die ſpaniſche Regierung hat dem Senate mitge⸗ 
theilt, ſie werde Kreuzer an den afrikaniſchen Küſten aufſtellen, welche die 
ſpaniſchen Schiffe durchſuchen ſollten, um dem Sclavenhandel entgegenzu⸗ 
wirken. Gleichzeitig erhob Maſchall O'Donnell von Neuem Einſprache ges 
gen die, wie er behauptet, ungerechten Beſchuldigungen Palmerſton's in Be⸗ 
treff der ſpaniſchen Regierung. 

London, 8. März. In der geſtrigen Sitzung des Unterhauſes ſagte 
Ruſſell, daß wegen der Verlängerung der franzöſiſchen Occupation in Syrien 
noch kein Vorſchlag gemacht worden ſei; er könne folglich die Antwort Eng: 
lands für einen ſolchen Fall nicht vorherſagen. Bei der Discuſſion über die 
ilalieniſche Angelegenheit vertheidigten James und Peel die engliſche Politik. 
Gladſtone ſprach über die Tyrannei Oeſterreichs in Italien. Die Discuſſion 
wurde fortgeſetzt. 
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Preuſen. 
Landtag. 


K C. 22. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten vom 8. März. 
Präſident Simſon eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 

liſche: Fürſt zu Hohenzollern-Siegmaringen, v. Patow und der 

Reg.⸗Commiſſar Geh. Rath Meinecke. 5 

Der Geſetzentwurf wegen der Penſionsberechtigung der rheiniſchen Gr“ 
meinde-Forſtbeamten wird der Gemeinde-Commiſſion überwieſen. 

Bei Fortſetzung der Grundſteuer⸗Debatte handelt es ſich zunächſt, im An⸗ 
ſchluß an den geſtern zu Ende berathenen erſten Geſetzentwurf, um die 
„Anweiſung für das Verfahren bei Ermittelung des Reinertrages der Lie⸗ 
genſchaften behufs anderweiter Regelung der Grundſteuer.“ Die vereinigten 
Finanz⸗ und Agrar⸗Commiſſionen haben ſich im Weſentlichen damit einver⸗ 
ſtanden erklärt. 

Bei der Generaldiscuffion monirt der Abg. Reichenſperger (Geldern), 
inſoweit aus der Engegnung des Reg. ⸗Commiſſars zu entnehmen iſt, daß 
die nöthige Controle der Central⸗Commiſſion über die Bezirks Commiſſionen 
und dieſer über die einzelnen Veranlagungs-Commiſſionen nicht vorge⸗ 
ſehen ſei. 

Reg.⸗Commiſſar Meinecke: Die Hauptſchwierigkeit der Ausführung ſei 
allerdings die, daß die Gleichmäßigkeit im ganzen Umfange hergeſtellt 
werde. Der Geſetz⸗Entwurf ſtelle deshalb ſeſt, daß die Central: u. Bezirks⸗ 
Commiſſionen untereinander correſpondiren ſollten, und die Abſicht der 
Staatsregierung ſei dabei die, welche Abg. Reichenſperger verlange. Durch 


die Aufſicht der Central⸗Commiſſionen und dieſer über die einzelnen Vers} 


waltungs⸗Commiſſionen werde das herbeigeführt, was der Abgeordnete be: 
abſichtige, und die Inſtruktion, welche der Finanzminiſter noch erlaſſen müſſe, 
werde das Nähere anordnen. ) 

Die Generaldiskuſſion iſt damit geſchloſſen. 

Die erſten acht Paragraphen der Anweiſung (allgem. Grundſätze) und die 
Ss 9—18 (Bildung der Commiſſionen) werden ohne Diskuſſion nach der 
von der Eommiſſion gebilligten Vorlage der Regierung angenommen. — 
Abg. v. Hover beck erklärt dabei, er werde gegen dieſe ganze Anweiſung 
ſtimmen, weil in § 13 für die Bildung der Commiſſionen die Mitwirkung 
der Provinziallandtage ſtatuirt ſei, die er nicht für rechtsbeſtändig halte. 

Ebenſo werden ohne Diskuſſion und Abänderung die $$ 19—22 der An⸗ 
weiſung (Vorbereitungen zum n angenommen. 

Ss 23—53 betreffen das Verfahren bei Ermittelung der Reinerträge. In 
Bezug auf die Gemarkungskarten (8 23) wird ein Zuſatz der Commiſſion 
angenommen: „Insbeſondere ſind auf den Kopien der Karten von ſeparirten 
Feldmarken die Grenzen der Abſindungsſtücke einzutragen.“ — In Bezug 
auf die Klaſſifikationstarife wird auf den Antrag der Commiſſion beſchloſ⸗ 
ſen, die Bonitätsklaſſen fo zu numeriren, daß die beiten Grundſtücke zur 
erſten Klaſſe gehören, nicht die ſchlechteſten (ſo daß die höhere Zahl auch dem 
höheren Ertrage entſpräche); die Commiſſion zieht den gewöhnlichen Modus 
vor. Ferner ſoll (auf den Antrag der Commiſſion) die Reduktion der in 
Geld angegebenen Ertragsſätze in den verſchiedenen Bonitätsklaſſen der ein: 
zelnen Kulturarten auf Roggenwerthe wegfallen. — Ferner werden ange⸗ 
nommen die Commiſſionsanträge: „Bei Veranſchlagung der Natural⸗Erträge 
in Geld find überall die Martini⸗Durchſchnitts⸗Marlktpreiſe des zuſtändigen 
Marktortes für die landwirthſchaftlichen Erzeugniſſe während des Zeitraums 
von 1837 bis 1860 unter Hinweglaſſung der zwei theuerſten und zwei wohl⸗ 
feilſten Jahre zu berückſichtigen“ (ſtatt, wie die Regierung wollte „zu Grunde 
zu legen“); zur Prüfung der Angemeſſenheit der Tariſſätze ſoll zu der Ver: 
gleichung mit den gewöhnlichen Kauſwerthen, auch (Zuſatz der Commiſſion) 
eine Vergleichung mit den Pachtwerthen ſtattfinden. In Bezug auf die 
Grundſätze für die Abſchaͤtzung der Holzungen beantragt die Commiſſion den 
Zuſatz, daß der Rohertrag „unter Berückſichtigung des Abzuges für mögliche 
Unvollkommenheiten und Unglücksfälle“ abgeſchätzt werden, und daß „der 
Werth des zur Zeit der Abſchätzung vorhandenen Holzbeſtandes unberückſich⸗ 
tigt bleiben ſoll.“ 

Abg. v. Wedell (Nordhauſen): Der Ertrag, der ſich ergebe, wenn (wie 
die Anweiſung jagt) der Geſammt⸗Ertrag der vollen Umtriebszeit durch die 
Zahl der Umtriebsjahre dividirt wird, unter Abrechnung der Koſten der Ver: 
waltung, des Schutzes, der Holzhauer⸗, Rücker⸗ und Fuhrlöhne und der noth⸗ 
wendigen Kulturen, ſo weit die natürliche Regeneration nicht ausreichend 
iſt — dieſer Ertrag ſei nicht, wie die Commiſſion meine, der Rohertrag, 
ſondern der Reinertrag. Er wolle keine Vorſchläge machen, weil er hoffe, 
daß ſich der von ihm gerügte Mangel von ſelbſt herausſtellen werde durch 
die Ungleichheiten, welche er herbeiführen müſſe. Die Praxis werde erſt die 
Schwierigkeiten der Anordnungen herausſtellen. } 

Der Reg.⸗Commiſſar bedauert, daß der Vorredner keine Vorſchläge 
gemacht, wozu er bei feiner Sachkenntniß gewiß befähigt geweſen wäre. Da 
dies nicht geſchehen, ſo müſſe er den Vorſchlag der Regierung (und der Com⸗ 
a für den richtigen halten. Als Holzungen ſollten nur diejenigen 
Grundſtücke eingeſchätzt werden, welche Holzſchlag liefern. Allerdings wür⸗ 
den inſofern Ungleichheiten vorkommen, als auch diejenigen Grundſtücke, wo 
der Holzſchlag erſt nach Jahren erfolge, ebenfalls als Holzungen eingeſchäßt 
werden müſſen. Daß dies ein ehr ſchwieriges Unternehmen fei, könne zu: 
gegehen werden, doch habe die Vorlage vorgeſehen, daß bei dieſen Abſchätzun⸗ 
gen Forſt⸗ und Sachverſtägdige zugezogen würden. Die Sachverſtändigen 
würden wohl die richtige Mitte zu treffen wiſſen. Für die Veranſchlagung 
der Holzpreiſe ſeien ſchon beſtimmende Normen vorhanden, welche bei der 
Abſchätzung für die Grundſteuer wohl ausreichen würden. — Nach einer Ge: 
genbemerkung deß Abg. v. Wedell wird die Diskuſſion geſchloſſen. 

Der Berichterſtatter Abg. Ambronn macht gegen den Abg. v. Wedell 
geltend: Eine gleichmäßige alljährliche Einnahme aus den Holzgrundſtücken 
finde allerdings nicht ſtatt; deſſen ungeachtet laſſe ſich eine ſolche erkennbar 
machen, indem der alljährliche Zuwachs an Holz als der Ertrag anzunehmen 
und dieſer dann nach Ablauf der Umtriebszeit zur Ausnutzung gelange; 
möge die letztere den verſchiedenen Beſitzern nicht gleichmäßig zu gute tom: 
men, ſo ſei doch dadurch die Ausgleichung ſolcher Beſitzer unter einander 
nicht ausgeſchloſſen, auch ohnehin bei größeren Forſten durch die ordnungs⸗ 
mäßige Bewirthſchaſtung derſelben und die hierauf gegründete Schlag⸗Ein⸗ 
theilung von ſelbſt herbeigeführt; die Ertragsfähigkeit des Holzbodens er: 

ſcheine daher allerdings als ein Gegenſtand der Beſteuerung. — Der Com⸗ 
miſſions⸗Antrag wird angenommen. 


In der Klaſſificationsſcala will die Comm. den Minimalſatz a) für Acker⸗ 
land auf 3 Sgr., b) für Gärten auf 15 Sgr., c) für Wieſen auf 6 Sgr., 
die zweite Stufe auf 9 Sgr., d) für Holzungen auf 1 Sgr. ermäßigen; 
der Finanzminiſter bemerkt, durch Annahme dieſes Vorſchlages würde 
das ganze Verwaltungswerk hinabgedrückt; bei der großen Majorität, welche 
der Vorſchlag in der Comm. gefunden habe, hoffe er nicht auf Ablehnung 
im Hauſe; er habe ſich mit dieſer Bemerkung nur ſalviren wollen. — Die 
Ermäßigung wird angenommen. . 

Die Bildung mehrerer beſonderen Klaſſificationsdiſtrilte in jedem Kreiſe 
will die Comm. zur Regel machen und die Zahl nicht mit der Regierung 
auf höchſtens drei Diſtrikte beſchränken, weſentlich aus Rückſicht auf die 
großen Kreiſe in den öſtlichen i e das Hans ſtimmt zu. 

In dem Klaſſificationsprotokoll ſoll ebenſo wie der Kaufwerth auch der 
durchſchnittliche Pachtwerth angegeben werden, beantragt die Comm. und be⸗ 
ſchließt das Haus. 

Gegen die Klaſſifikationstarife will der Abg. v. Vincke (Hagen) außer 
den Kreisvertretern auch den Grundbeſitzern Gelegenheit und Recht zur Ein⸗ 
ſprache geben; der Ausſchluß der Betheiligten von dieſen Einwendungen ſei 
büreaukratiſch; nach der Vorlage hätten ſie ja nicht einmal das Recht, zu 
erfahren, wie hoch der Tarif ſei, ſondern nur das Recht der Beſchwerde, daß 
ſie in eine zu hohe Klaſſe eingeſchätzt ſeien; wenn nun aber dieſe zu hohe 
Klaſſe die niedrigſte im betreffenden Tarif ſei?! und der Tarif ſei dann eine 
abgemachte Sache, an der nichts mehr zu ändern ſei. Dazu komme, daß 
die Kreisvertretungen nach eigenem Zugeſtändniß der Miniſter ungeuügend 
zuſammengeſetzt ſeien — denn darin werde der Finanzminiſter doch mit dem 
Miniſter des Innern einverſtanden ſein — und einer ſolchen Behörde dürfe 
man nicht ſo exorbitante Befugniſſe geben. Der Landrath könne bei Kreiſen 
von 10—15 Quadratmeilen die Verantwortung nicht allein übernehmen. In 
den weſtlichen Provinzen ſeien manche Grundbeſitzer zu Schaden gekommen, 
weil man bei der Veranlagung ein ähnliches Verfahren befolgt habe und 
die Grundbeſitzer nicht frühzeitig genug hätten Einſprache erheben können. 
— Der einzige Einwand gegen ſeinen Vorſchlag ſei, daß er viele Schreiberei 
machen würde; das möge ſein; aber dafür gewähre derſelbe die Sicherheit 
der Gerechtigkeit. 

Finanzminiſter v. Patow: Der ſel. Benzenberg pflegte zu ſagen: 
Die Hauptſache beim Kataſter ſei, daß es fertig werde. Das gelte auch hier. 
Der Vorredner faſſe die Sache nicht richtig auf. Wenn der Tarif unrichtig 
aufgeſtellt werde, ſo würde die Verletzung ſtets einen größeren Kreis von 
Grundbeſitzern treffen; dieſen Kreiſen würde es an Mitteln und Gelegenheit 
nicht fehlen, das vorgekommene Verſehen zur Sprache zu bringen und die 
Kreisvertretung für ihre Anſicht zu gewinnen. Man möge über die Kreis⸗ 
vertretung denken wie man wolle, das werde man zugeben müſſen, daß, 
wenn es darauf ankomme, die Intereſſen des Kreiſes dem Fiskus gegenüber 
wahrzunehmen, unter den verſchiedenen Betheiligten ſtets die ſchönſte Har⸗ 
monie herrſche (Heiterfeit). Wenn geſagt werde, der Einzelne erfahre nicht, 
wie er eingeſchätzt ſei, ſo erfahre es die Kreisvertretung, und dieſe werde 
durch genügende Veröffentlichung dafür ſorgen, daß jeder Einzelne Kenntniß 
erhalte. Für die Annahme des Amendements liege ſomit kein Grund vor, 
da eine Gefährdung materieller Intereſſen nicht zu befürchten ſei, das Amen⸗ 
dement aber jtörend auf die Beendigung des Werkes einwirken werde. g 

Abg. Schwenzner unterſtützt die Vinckeſchen Amendements aus Grün⸗ 
den der Gerechtigleit. l B 5 

Abg. Kühne (Berlin): Um ein weitläufiges Reclamationsverfahren zu 
vermeiden und doch den Anſprüchen der Betheiligten gerecht zu werden, müſſe 
man das eine Vinckeſche Amendement annehmen, daß den Betheiligten Ge⸗ 
legenheit gegeben werde, ſich über die Angemeſſenheit der aufgeſtellten Claſ⸗ 

0 iſe zu äußern; nicht aber das andere, wonach von den Bethei⸗ 
ligten (nicht wie die Commiſſion und Regierung wolle, von den Kreisvertre⸗ 
tungen) Erinnerungen eingezogen werden müſſen. Der Einzelne könne übri⸗ 
gens nicht leicht überſehen, ob der Tarif richtig ſei und auf ihn richtig paſſe, 
er könne alſo dabei nicht ins Blaue proteſtiren. 

Abg. v. Blanckenburg: Er habe die Vinckeſchen Amendements ſchon 
in der Commiſſion befürwortet und werde auch jetzt dafür ſtimmen, ohne alle 
Gründe des Abg. v. Vincke zu theilen. ) . f 

Abg. v. Reibnitz gegen die Amendements im Intereſſe der Beſchleuni⸗ 
gung der Ausführung. Die Annahme der Vinckeſchen Vorſchläge würde leicht 
wieder eine Agitation gegen das Geſetz hervorrufen. 

Abg. v. Vin cke: Mehr Arbeit würden die Behörden bei dem von ihm 
vorgeſchlagenen Verfahren haben, darauf komme es aber nicht an, wo es 
ſich um eine Forderung der Gerechtigkeit handle, das ſei altpreußiſcher 
Grundſatz. Nicht bei,. Annahme, ſondern bei Ablehnung feines 
Vorſchlags würden die Betheiligten mit ihrem Proteſt ins Blaue 
ſchießen, denn im letzteren Falle kämen ſie eben zu ſpät damit. Verzö⸗ 
gerung entſtehe durch ſeine Vorſchläge nicht, an den Prälluſivfriſten 
ändere er ja nichts. Wenn der Abg. v. Blanckenburg geſagt hat, er laſſe 
ſich zu Schulden kommen, mit mir zu ſtimmen, ſo muß ich ihm bemerken, 
daß ich noch nie eine Schuld dabei gefühlt habe, mit ihm zu ſtimmen, wenn 
ich mal was Vernünftiges von ihm gehört habe (ſchallendes Gelächter). — 
Abg. Schellwitz: Bei Annahme der Vincke'ſchen Vorſchläge würde die 
Ausführung bis 1865 unmöglich, dieſelbe wäre der ſchwerſte Schlag gegen 
das ganze Geſetz, das würde die Koalition bei der Abſtimmung beweiſen. — 
Abg. Kühne (Berlin) ſtimmt dem bei, man werde den ganzen Plan des 
Finanzminiſters zerſtören, das Reſultat würde fein, daß Alles beim Alten 
bleiben würde. — Abg. v. Vincke: Angeſichts der Autorität des Vorred⸗ 
ners und in Erwägung, daß das Haus vielleicht nicht ſo orientirt ſei, als 
erforderlich wäre, beantrage er, die bezüglichen SS mit feinem Amend. nod): 
mals in die Kommiſſion zurückzuweiſen. Der Referent Abg. Ambronn 

laubt, daß erſt die Beſchlußnahme des Hauſes zur Sache und dann die 
tückverweiſung an die Kommiſſion erfolgen könne. Der Präſident hält 
dies auf Grund der Geſchäftsordnung für unthunlich. Die Rückverweiſung 
an die Kommiſſion wird noch durch die Abg. Beſeler und v. Reibnih 
unterſtützt und vom Hauſe beſchloſſen. 8 5 

Bei §§ 35—46 (Verfahren bei der Einſchätzung) wird der Zuſatz der Com⸗ 
miſſion angenommen, daß die Veranlagungs⸗Commiſſion auch bei Verſchie⸗ 
denheit der Anſichten der Einſchätzungs⸗Deputirten entſcheidet. Ebenſo der 
Vorſchlag der Commiſſion, daß bei Differenzen zwiſchen den Einſchätzungs⸗ 
Deputirten und dem Veranlagungs⸗Commiſſar in Betreff der Ausführung 
der Einſchätzung bis zum Eingehen der Entſcheidung der Bezirks⸗Commiſſion 
eine Siſtirung der Einſchätzungs⸗Arbeiten nicht einzutreten braucht. 

Eine Discuſſion erhebt ſich erſt wieder bei § 55, welcher den Finanz: 
miniſter ermächtigt, event. „einzelne Vorſchriſten dieſer Anweiſung entſpre⸗ 
chend abzuändern“, ohne daß dadurch „die allgemeinen Grundlagen des Ab⸗ 
ſchätzungsſyſtems berührt werden dürfen.“ 

Abg. v. Richthofen beantragt die Streichung dieſer Veſtimmung: 
Es ſei En abnorm, dem Finanzminiſter eine ſolche Freiheit zu geſtatten. 
Man ſage freilich, die Anweiſung ſei ja kein Geſetz, ſondern nur eine Aus⸗ 
führungs⸗Verordnung; das ſei richtig, die Regierung hätte die Geſetze allein 
machen und die Ausführungs-⸗Anweiſung ſich vorbehalten können. Sie habe 
dieſen Weg aber nicht eingeſchlagen und der Inſtruction Geſetzesſorm ge: 
geben. Die Inſtruction werde nun, indem ſie mit den übrigen Vorlagen 
als Geſetz publicirt werde, Geſetz, und es ſei gleichgiltig, ob einzelne Beſtim⸗ 
mungen darin unerheblich wären. Daß nicht die Abſicht und der Wille vor- 
handen wären, wirklich materielle Beſtimmungen der Anweiſung einer ander⸗ 
weitigen W e Verwaltung vorzubehalten, glaube er; aber es könne 
ja ein anderes Miniſterium folgen, bei welchem eine ſolche Abſicht nicht 
außer der Möglichkeit 1 15 5 f j 

Abg. Lette: Vor der Verdächtigung, verfaſſungsmäßige Rechte des Hauſes 
nicht zu wahren, ſei er wohl ſicher; es handle ſich aber hier höchſtens darum, 
daß einige techniſche oder äußerliche Dinge abgeändert werden könnten. Die 
Gefahr, welche der Vorredner befürchte, erijtire nicht. Der Zweck, endlich 
vorwärts zu kommen, ſtehe ihm höher, als das Mittel; deshalb erkläre er 
ſich gegen die Streichung. i En . 

Abg. Harkort: Da man kein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz habe, ſo 
ſei das ausgedrückte Vertrauen nur eine Form. j 

Abg. Fliegel: Er für feine Perſon habe zwar das allerhöchſte Ver⸗ 
trauen zu dem jetzigen Herrn Finanzminiſter, aber tempora mutantur u. ſ. w. 
Man habe unter dem jetzigen Miniſterium geſehen, was in der Kunſt, die 
Geſetze auszulegen, geleiſtet werden könne. 

Finanzminiſter v. Patow: Wie ein ſolcher Veſchluß, den die Regierung 


beantrage, mit der Verfaſſung nicht im Einklange ſtehen ſolle, könne er nicht 
begreifen. Der letzte Redner habe darauf hingedeutet, daß, wenn man auch 
der gegenwärtigen Verwaltung vertraue, man derſelben doch nicht eine fo 
unbeſtimmte Fakultät geben koͤnne. Kein Finanzminiſter, welcher politiſchen 
Richtung er auch angehöre, werde bei dieſer Angelegenheit ein anderes In⸗ 
tereſſe verfolgen können, als das, das große Werk möglichſt gut und gleich⸗ 
mäßig auszuführen. Die Staatsregierung habe den Vorſchlag gemacht in N 
dem Bewußtſein, daß fie bemüht geweſen fei, die Inſtruction fo vollkommen | 
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als möglich auszuarbeiten; fie könne aber keine Garantie dafür übernehmen, 
daß ihr dies gelungen ſei, und deshalb wünſche fie, daß es ihr möglich ges 
macht werde, die Fehler zu beſeitigen. Durch die erbetene Fakultät werde 
der Regierung keine zu große Macht beigelegt. 

Abg. Kühne (Berlin): Das Vertrauen, um welches es ſich handle, ſei 
nur ein geringes, da nur eine Inſtruction vorliege, deren Inhalt eigentlich 
gar nicht zu den vorliegenden Geſetzen gehöre. Nur aus Nützlichkeitsrück⸗ 
ſichten ſei dieſelbe dem Geſetz einverleibt worden. Wenn man ſich vor 
einem kommenden Miniſterium fürchte und dem jetzigen deshalb das Ver⸗ 
trauen verweigere, ſo wirke man ja gerade dahin, daß ein anderes Miniſte⸗ 
rium komme, welches kein Vertrauen verdiene. 

Abg. Riedel im Intereſſe der Sache für unverkürzte Annahme des 
Paragraphen; bei Specialitäten, wie fie in dieſer Inſtruction angeführt 
ſeien, müſſe dem Verwaltungschef die Befugniß, Unerhebliches zu ändern, 
gegeben werden. 

Der Berichterſtatter Abg. Ambronn bekämpft das Amendement aus 
denſelben Gründen; daſſelbe wird abgelehnt und $55 in der Faſſung der 
Regierungs⸗Vorlage angenommen. 

Vorbehaltlich der bei den Vincke'ſchen Amendements in Frage kommenden 
Ss iſt die Anweiſung damit erledigt. 

Vor dem Eintritte in die Berathung des Geſetzentwurfes wegen der Ge⸗ 
bäudeſteuer theilt Präſident Simſon mit, daß der Abg. v. Carlowitz ſeinen j 
von 42 Herren uuterjtügten Antrag eingebracht hat, die Erwartung auszu⸗ 
ſprechen, daß die Regierung ein Geſetz, betreffend die Verantwortlichkeit der 
Miniſter zur Ausführung des Art. 61 der Verfaſſung noch in dieſer Seſſion 
vorlegen werde. Der Antrag geht an die Juſtizeommiſſion. 

Es folgt die allgemeine Discuſſion über den Geſetzentwurf, betreffend die 
Einführung einer allgemeinen Gebäudeſteuer. f 3 5 

Abg. Harkort (ſchwer verſtändlich): Die Steuern ſeien in fortwähren⸗ 8 
dem Steigen, aber man höre nicht, daß, wie es doch nöthig wäre, die 7 
Steuern zur Eröffnung neuer Erwerbsquellen verwendet würden. Die offi⸗ Ä 
zielle Statiſtik zeige, wie ſehr das Volk mit Steuern belaſtet ſei, und die 
Sparkaſſen, dieſer Barometeer der Erwerbsfähigkeit, lieferten den Beweis, 
daß eine Vermehrung der Steuerkräſte in den letzten Jahren nicht eingetre⸗ 
ten ſei. Er könne nicht für die Gebäudeſteuer ſtimmen, denn einmal flaſſig 5 
gemacht, werde dieſe Quelle zu einer wachſenden Steigerung benutzt werden. 2 

Abg. Graf Lehndorff: Die Gebäudeſteuer ſei eine gerechte und milde. 

Für zahlreiche ſervisbelaſtete Städte ſei ſie eine Erleichterung. Ferner 
für die Steuer eine der gleichmäßigſten, die erdacht werden lönnten; auch . 
entſtänden nicht viele Koſten aus ihrer Veranlagung. (Im Verlauf des 
Vortrages ſpricht der Redner von einem Abg., deſſen Autorität über der 8 I 
Majorikät des Hauſes ſtehe. Die Rechte unterbricht ihn, und der 1 ; 
Simfon „weiſt ihn zurecht“, da eine ſolche Aeußerung unzuläſſig ſei). Die 5 
Steuer werde die Opferbereitwilligkeit der Städte, welcher Br Partei ſtets a 
entgegenhalten würde, zeigen lönnen. „Wir find (zur Rechten) ebenſogut 2415 
Vertreter der Städte, wie Sie, mit Ausnahme vielleicht einiger Stadt⸗ N 
Verordneten.“ 

Abg. Waldeck: Gegen dieſes Geſetz beſtimme ihn der Umſtand, daß es 
die Steuer von 4% des Nutzungswerths für 1865 ſchon jetzt . 
Veranlagung ſei ſo einfach; ſie werde ſich in dem einen Jahre 3 durch⸗ Ale 
führen laſſen. Es ſeien eben dieſelben conſtitutionellen Bedenken, die er ſchon 8 
neulich bei der Contingentirung der eigentlichen Grundſteuer geltend gemacht 
habe; die Landesvertretung von 1861 müſſe Bedenken haben, dem Lande 
eine Steuer für 1865 aufzulegen; eine Steuer könne nur 1 werden, 5 
wenn das Bedürfniß nachgewieſen ſei, und das Bedürſniß für 1865 könne 
1861 unmöglich . werden. — Der Redner nimmt dann Anlaß, 
von dem Gegenſatz zwiſchen Unterthanen und Staatsbürger zu ſprechen, da 
geſtern der Abg. v. Vincke mit einer gewiſſen Emphaſe von Loyalität ſich 
als Unterthan bekannt habe. Der Ausdruck „Unterthan“ paſſe in den abſo⸗ 
luten Staat, aber nicht in den Verfaſſungs⸗Staat; die Verfaſſung kenne den 
Ausdruck nicht; jo wenig ihm perſönlich auf den Ausdruck es ankomme, in der 
Volksvertretung müſſe man ſich möglichſt correct ausdrücken, und correct ſei 
nur der Ausdruck „Staatsbürger“; die Verfaſſung kenne keinen andern. Daß 
es aber für die Volksvertretung von Wichtigkeit ſei, correcte Ausdrücke zu 
gebrauchen, das habe ſich in den letzten Jahren gezeigt: — Auch von Demo: 
kraten und Conſtitutionellen ſei davon geſprochen. arauf wolle er nicht 
eingehen. Die Demokratie von 1848 habe für conſtitutionelle Rechte mehr 
gethan, als die nachfolgenden conſtitutionellen Verſammlungen. Preußen 
ſei reich an demokratiſchen Elementen; ſchon Hardenberg habe es eine demo⸗ 
kratiſche Monarchie genannt. Freie Staatsbürger, die ihrem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Könige Treue geſchworen hätten, ſeien beſſere Stützen, ſeien beſſere 
„Leute des Königs“ als die Hofleute, die ſich loyal nennten, nur um keine 
Steuern zu zahlen (Bravo links; Murren unter den Conſervativen). 
„Abg. Allnoch giebt der diesmaligen Vorlage den Vorzug vor der vor⸗ 
jährigen; dieſelbe werde namentlich in feiner Heimath (Schleſien) vielen 
Anomalien ein Ende machen und vorzugsweiſe die Häusler erleichtern. Ein 
ſchleſiſches Mitglied (Schwenzner) habe kürzlich Schleſien geſchildert, als ob 
es an Sibirien grenze (Heiterkeit); fo ſchlimm ſei es nicht. Schleſien zahle 
die höchſte Grundſteuer, und doch ſeien die Klagen von dort nicht ſo laut. 
Wenn dieſe Steuer wie die hohe Klaſſenſteuer ohne Murren gezahlt würde, 
ſo müſſe es doch noch nicht ſo arg ſein. (Weiteren Ausführungen über Schle⸗ 
ſien tritt der Präſident entgegen, als nicht zur allgem. Diskuſſion gehörig.) 

18 v. Blanckenburg: Auf den Excurs des Abg. Waldeck über 
preußiſches Staatsrecht wolle er nicht eingehen; er ſei mit dem, was Herr 
v. Binde geſtern gejagt, einverſtanden. „Wir betrachten uns auch unter der 
conſtitutionellen Verfaſſung als Unterthanen Sr. Majeſtät des Königs.“ 
Die Engländer ſeien ſtolz darauf, ſich „Unterthanen der Majeſtät“ zu nen⸗ 
nen. — In Bezug auf die Gebäudeſteuer freue er ſich, Hrn. Harkort bei⸗ 
ſtimmen zu können, ſo ſehr er mit ihm auch über die Grundſteuer⸗Ausglei⸗ 
chung auseinander gehe; les extremes se touchent. Er und ſeine Freunde 
würden gegen die Gebäudeſteuer ſtimmen, und zwar aus folgenden Grün⸗ 
den: Nach der Veranlagung würde dieſe Steuer erſt 1865, wahrſcheinlich 
aber ſpäter, einen Ertrag liefern; auf dieſe Weiſe ſei aber das Bedürfniß 
eines Mehrbetrages an Geld nicht erwieſen. Wenn jetzt eine größere Steuer⸗ | 
ſumme für die Militärorganiſation gefordert würde, jo würde er ſich herbei⸗ ö 
laſſen, auch jetzt für die Vorlage zu ſtimmen, um die halbe Million, welche | 
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dieſe Steuer ergeben ſolle, zu vetiren. Das fei aber nicht der Fall. Dann 
trete dieſe Vorlage als Theil eines untrennbaren Ganzen auf, und auch aus 
dieſem Grunde müſſe er ſie ablehnen. Die Gebäudeſteuer werde das platte 
Land weit mehr belaſten als die Städte; jenes werde circa eine halbe Mill. 
ſteuern, während der Mehrertrag bei den Städten nur einige Tauſend Thlr. ! 
betrage. Für die Städte fei die Steuer eine alte, für das platte Land eine 1 
neue, für jene eine übertragbare, für letzteres nicht. Das ſeien für ihn und M 
feine Freunde die maßgebenden Motive. (Der Redner citirt ein ihm aus | 
Stargard in Pommern zugegangenes Tableau, nach welchem bei der Ge⸗ 
bäudeſteuer die Kämmereikaſſe 2000 Thlr. profitire, die Grundbeſitzer aber 
eine um ſo viel höhere Laſt zu tragen haben würden.) u 
Die Miniſter v. Auerswald und Graf v. Schwerin find eingetreten. 
Abg. Gneiſt: Steuerzahlen iſt eine Ehre, bisweilen eine zu große. 
(Heiterkeit.) Die Städte werden bei der Gebäudeſteuer die Ehre haben; ſie 6 
werden dreifünftel der Gebäudeſteuer zahlen, das platte Land etwa zwei: 
fünftel; der grand seigneur iſt dabei Berlin. Die Einſchätzung des Grund 
und Bodens bleibt ſtationär; die Einſchätzung der Gebäude ſteigt mathema⸗ 
tiſch, namentlichin größern Städten. Von 1865 an wird Berlin 100,000 Thlr. 5 
mehr zahlen als jetzt, und der Betrag wird um jährlich 30,000 Thlr. ſtei⸗ [ 
gen. Innerhalb eines Menſchenalters wird eine einzige Stadt mehr an 
Gebäudeſteuern aufbringen, als die Summe beträgt, um die die Privilegir⸗ N 


ten jeit einem Menſchenalter im Rückſtande find. Die Verſuchung liegt N 
nahe, auch die Gebäudeſteuer zu firiren; wir widerſtehen derſelben, ſobald Bf 
es mit der Grundſteuer Ernſt wird. Wir ſtimmen den Vorlagen zu, ohne u 
Aſſekuranz gegen ſpätere Erhöhung. Wir Städte betrachten uns beim 1 
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Steuerzahlen als aktive Linie, nicht als Reſerven. Gemeindeleben und Empfänger Emil Bo, d zu Limbud d teuer-Empfänger 
Selbſtverwaltung belſen über viel Schwierigkeiten hinweg; Gemeinſinn und ee, ck zu Glad z & e Na 1 Pr 5 


Steuerſinn entwickeln ſich einer aus dem andern, und beide zuſam⸗ 
men geben das richtige Organ zur Löſung aller Schwierigkeiten auf die⸗ 
ſem Gebiete — das Grundſteuerorgan (Heiterkeit); wo der Verſtand der 
Rechte nicht ſieht, da hilft der feine Rechtsſinn des Bauern aus, der 
Rechtsſinn nämlich, der nicht leidet, daß der Nachbar einen Groſchen Steuer 
zu wenig zahlt Große Heiterkeit). — Nach Erledigung des Grundſteuerſtreits 
wird der Grundbeſitz einig ſein, und dann iſt von einer Ueberbürdung nicht 
die Rede; wenn der Grundbeſitz einig iſt, daun ift er ein Rieſe. Ich rufe 
dem Grundbeſit zu: Sapere auda! (Beifall rechts). 

Abg. Wagener: Der Vorredner habe den Rath gegeben, der Starke 
ſolle zurüdweihen; er und jeine Freunde wollten aber ihre Stärke gerade, 
darin zeigen, daß ſie nicht zurückweichen; ſie ſeien überzeugt, wenn ſie den 
Finanzminiſter nur noch einmal ſchlügen, ſo würde er mit ſeinen Vorlagen 
nicht wieder kommen. (Heiterkeit rechts.) Das Grundſteuerorgan, von wel⸗ 
chem der Abg. Gneiſt geſprochen, ſei bei ihm nur einſeitig ausgebildet; er 
weiſe in Bezug auf ſeine Mandanten alle Steuern zurück. Bei der Veran⸗ 
lagung der Grundſteuer könne man wohl annehmen, daß ſie bis 1e 65 dauern 
würde; wenn man aber die Häuſerſteuer jetzt veranlage, ſo würde man ſie 
ſchon im Jahre 1864 revidiren müſſen. Die Gebäudeſteuer würde nicht die 
Städte, ſondern das platte Land mehr beſteuern. Abg. Gneiſt habe ihm und 
ſeinen Freunden zugerufen: gehet hin und thuet desgleichen, und dennoch 
wollen die Vertreter großer Städte gegen die Vorlage ſtimmen. Er wolle 
nur noch einige Bemerkungen des Berichterſtatters widerlegen. Der Reſe⸗ 
rent habe die Haltung feiner Partei ein Manöver genannt. Er wolle über 
den parlamentariſchen Werth der Aeußerung nicht urtheilen, um jo weniger, 
als er den Ausdruck acceptire. Er betrachte es allerdings als ein Manöver, 
da man es nur noch mit einem maskirten Feinde zu thun habe; der Wider⸗ 
ſtand im Lande ſei überwunden, und wenn die Herren (rechts) nach Hauſe 
kommen, ſo würden ſie finden, daß es dort ganz anders geworden ſei. Auch 
er glaube, daß die Herren vom Kapital nichts weiter, als das Wohl des 
Landes im Auge hätten, und erſt am dritten Tage an ſich dächten. (Heiter⸗ 
keit.) Der Referent babe zwar geſagt, wenn man das Kapital beſteuere, es 
noch viel theurer würde. Er glaube, daß der Kapitaliſt vom Grundbeſitzer 
ſo viele Zinſen nehmen werde, als er nur irgend erhalten könne und erſt, 
wenn der Zuſtand eingetreten wäre, daß der Grundbeſitz nichts mehr herge⸗ 
ben könne, ſo würde er vom Kapitaliſten mit größerem Wohlwollen betrachtet 
werden. — Der Referent habe dann noch von Selbſtregierung geſprochen 
und geſagt: ſie beſtehe darin, daß man verwalte, was man bezahlt und be⸗ 
915 was man verwalte; darauf könne er nur entgegnen: ein ganz voll⸗ 
ommener Widerſpruch iſt gleich geheimnißvoll .. .. doch er wolle den Satz 
nicht vollenden. 

Abg. v. Vincke: Die meiſten Reden, die man heute gehört, ſeien Repe⸗ 
titionen; ſchon das Selbſtgefühl des Einzelnen ſollte verhindern, daß man 
erſt nach lag Vorbereitung an eine Widerlegung materieller Behaup⸗ 
tungen gehe. — Die Stimmung im Lande ſei vor ſechs Wochen dieſelbe ge⸗ 
weſen wie immer, daß es nämlich mit den Privilegien endlich zu Ende ge: 
hen müſſe. (Bravo rechts.) — Der Abg. Wagener habe eine Anzahl Wechſel 
— vorläuſig trockene Wechſel (große Heiterkeit) auf den Patriotismus ſeiner 
Partei ausgeſtellt; nun, an der Anleihe von 30 Millionen habe ſich der 
Grundbeſitz nicht betheiligt, nur die Städte; da werde es wohl bei dem 
Worte bleiben: „Gehet hin und thuet desgleichen.“ — Wenn der Abg. Wa⸗ 
gener davon geſprochen habe, der Starke werde nicht zurückweichen, ſo könne 
er dabei doch nur den Finanzminiſter meinen, der Gott Lob! noch immer ſehr 
feſt ſitze, trotz des vielen Dampfes, den der Abg. unter ſeinem Stuhle ge⸗ 
macht habe (ſchallendes Gelächter); ſich ſelbſt und ſeine Freunde könne er 
doch hier im Hauſe nicht ſtark nennen, ſelbſt ſeine Beredtſamkeit eingeſchloſſen, 
nicht. — Von Finanzplänen für die Zukunft ſprächen die Herren ſehr ins 


Allgemeine; von früher hätten fie an Finanzplänen nur den Antrag auf; 


Beſteuerung der Lieferungsverträge vorgebracht. — Der Abg. Waldeck brauche 
wegen der Verwendung der jetzt mehr zu bewilligenden 2 Mil. nicht beſorgt 
zu ſein; eventuell würde der Grundbeſitz die 2 Mill. bezahlen, um ſeine är⸗ 
meren Mitbürger zu entbürden. (Bravo.) — Der Gegenſatz von Unterthan 
und Staatsbürger ſei nicht von dem Abg. Waldeck angeregt, ſondern vor 
einiger Zeit von einem demokratiſchen Blatte. Der Abg. babe ja ſelbſt in 
ſeiner erſten Rede geſagt: „Laſſen wir die Redensarten, halten wir uns an 
die Sache.“ Er habe nichts gegen den Ausdruck „Staatsbürger“; aber das 


Wort „Unterthan“ habe hier eben ſo gutes Bürgerrecht. So gut wie dem 


Geſetze und der Verfaſſung — und ſo weit gehe der Abg. ja mit — ſei er 


auch dem Könige unterthan, der zu der Verfaſſung gehöre, die Spitze derſel⸗ 


\ Abg. Waldeck auch dafür zu halten. (Hei: 
— Die demokratifhe Partei habe 1848 den preuß. Staat an den 


terkeit. ) 
die monarchiſchen Elemente hätten ihn ge⸗ 


Rand des Verderbens gebracht, 


rettet. Der Abg. Waldeck habe ja in ſeiner erſten Rede auch die ariſtokra⸗ 


tiſchen Elemente anerkannt. — Der Unterſchied zwiſchen ihm (Redner) und 
ſeinen Freunden und der Demokratie ſei der, daß die Demokratie 1848 den 
König habe beugen wollen unter eine Verſammlung — „ich weiß nicht, ob 
ſie ihn noch beugen wollen“ — das aber habe er und ſeine Freunde nie ge: 
wollt; ſie ſeien vielmehr überzeugt, daß, wie auch die Geſchicke ſich wenden 
ſollten, Preußen einen König an der Spitze haben müſſe; darum ſind und 
bleiben wir ſeine Unterthanen. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Duncker verſichert den Abg. Wagener, daß die großen Städte, 
deren Vertreter auf der rechten Seite Platz hätten, Opferbereitwilligkeit hät⸗ 
ten. Wie ſolle man mit den Gegnern der linken Seite ſtreiten? Berufe 
man ſich auf die Volks⸗ und Finanzwirthſchaft, fo hielten fie die „Oſtſee⸗ 
Zeitung“ und Mac Culloch entgegen; berufe man ſich auf die Geſchichte, 
io erwiderten fie: o, was beweiſe denn die Geſchichte! Es gebe jetzt freilich 
eine andere Düngungsmethode, als zu Cato's Zeiten; die Technik habe ſich 
verändert, aber, was ſich ſeit jener Zeit nicht verändert hätte, das ſeien die 
ewigen Grundſätze des Rechts und der Politik. 

Abg. Waldeck (zu einer perſönlichen Bemerkung): Sie werden mir wohl 
einige Augenblicke geſtatten, wenn ich, ein einziger Mann derjenigen Partei, 
die beſchuldigt worden iſt, den Staat an den Abgrund gebrachk zu haben, 
um das Wort gebeten habe. Es iſt dies gewiß perſönlich. Es wäre dies 
eine Beſchuldigung für mich und alle Geſinnungsgenoſſen, welche in der 
That nicht ſchwerer gedacht werden kann. Ich muß darauf verweiſen, daß 
ich mich nicht um einen Sitz in dieſem Hauſe bemüht habe; das Voll bat 
mich hierher geſtellt, und ich bin mit dem Bewußtſein hergegangen, daß ich 
in vollem Einklange mit den Beſtrebungen bin, welche von der Mehrheit 
dieſes Hauſes verfolgt werden. Mich trennt davon nichts, als vielleicht die 
Frage des Mehr oder Weniger in dem einen oder andern Punkte. Laſſen 

ie uns die Gerechtigkeit wiederfahren, daß wir mit voller Ehrlichkeit und 
Anhänglichkeit dem Königthum angehangen, und nur feſte Grundlagen ge: 
fordert haben. Die furchtbare Verfolgung gegen mich hat mir leider gericht⸗ 
liche Beweiſe dafür in die Hand gegeben, dieſe ſind geſchichtlich konſtatirte; 
das Geſchrei, welches gegen die National⸗Verſammlung erhoben worden, 
und welches leider auch der Abg. v. Binde ſich zu eigen machte, ſollte doch 
aus dieſem Hauſe wegbleiben. Ich habe nun und nimmer provozirt, wenn 
ich eine rein zufällige Aeußerung ſtaatsrechtlich zu motiviren ſuche. Ich 
achte jede Partei, nicht blos in dieſem Haufe, ſondern im ganzen Lande; 
aber (mit erhobener Stimme) ich fordere dieſe Achtung auch für mich (leb: 
hafte Zuſtimmung der Adgg. Behrend, v. Forkenbeck und Gen.). Ich bin 
ein einzelner Mann in dieſem Haufe, und will über die Sache nicht weiter 
ſprechen; wer mich kennt, der weiß, was ich gewollt habe, und was ich will; 
das iſt ja klar, wie die Sonne. Ich ſtehe auf der Bahn der Mehrheit die⸗ 
ſes Hauſes. Wenn man an das Streben der parlamentariſch-preußiſchen 
Demokratie, an die Unruhe jener Zeit denkt, jo ſollte man doch einige Ach⸗ 
tung für diejenigen Männer empfinden, welche trotz dieſer Unruhen muthig 
ausgehalten haben (Lebhaftes Bravo, wie vorhin. ). 

Abg. v. Vincke: Bei der vereinzelten Stellung des 11 17 Waldeck wolle 
er nicht näher auf die Sache eingehen; bei ſeinem Urtheil über die National⸗ 
Verſ. bleibe er ſtehen, er habe daſſelbe ſchon 1849 hier auf der Tribüne und 
an dem Platze des Berichterſtatters geäußert, als er und ſeine Freunde die 
geſetzliche Ordnung durchgeſetzt hätten, der jetzt auch der Abg. Waldeck ſich 
unterordne; er wolle jetzt nur daran erinnern, daß jene Verſammlung, die 
nicht einmal das Recht gehabt habe, einen Groſchen Steuern zu bewilligen, 
ſo weit gegangen ſei, die Forterhebung der beſtehenden Steuern für unge⸗ 
ſetzlich zu erklären und damit einen Akt der Revolution begangen habe. (Leb⸗ 
baftes Bravo den Fraktion Blanckenburg und den andern auf der Linken.) 

Berichterſtatter Abg. Bur hardt wendet ſich gegen einige Aeußerungen 
des Abg. Wagener und bedeutet, daß gerade Harkort dem Geſetze Oppofition 
mache, in einem Augenblick, wo das Werk, das ſich ſo lange an ſeinen Na⸗ 
men geknüpft habe, die Grundſteuerausgleichung und Aufhebung der Exem⸗ 
tionen, dem Ende entgegengehe. Eines ſei ohne das Andere unmöglich. 


Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. Fortſetzungſ h 


der Discuſſion. 


Berlin, 3. März. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: die von der philoſophiſch⸗hiſtoriſchen Klaſſe der 
Akademie der Wiſſenſchaften bierſelbſt getroffene Wahl des Profeſſors 


Dr. Haupt zum Sekretär der Klaſſe zu beſtätigen; fo wie dem Steuer per 


verleihen. Der Kaufmann Edward Mitar in Montroſe iſt an 
Stelle des verſtorbenen bisherigen Vice⸗Konſuls Robert Millar zum 
dieſſeitigen Vice⸗Konſul daſelbſt beſtellt worden. 

Der bisherige Kreisrichter Käfer in Schwiebus iſt zum Rechtsanwalt 
bei dem Kreisgerichte in Bütend und zum Notar im Departement des Appel⸗ 
lationsgerichts zu Cöslin, e ſeines Wohnſitzes in Rummels⸗ 
burg; jo wie der bisherige Kreisrichter Liman zu Schneidemübl zum Rechts⸗ 
anwalt bei dem Kreisgericht zu Schneidemühl und zugleich zum Notar im 
Departement des Appell.⸗Ger. zu Bromberg, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes 
in Margonin; und der bisherige Kreisrichter Gieſſing zu Wollſtein zum 
Rechtsanwalt bei dem Kreisgerichte in Lobſens und zugleich zum Notar im 
Departement des Appellationsgerichts zu Bromberg, mit Anweiſung ſeines 
Wohnſißes in Nakel, ernannt worden, 


Se. Maj. der König haben allergnädigſt geruht, den nachbenannten Per⸗ 


ſonen die Erlaubniß zur Anlegung der ihnen verliehenen Ordens⸗Decora⸗ 
tionen zu ertheilen, und zwar: Des Ehren⸗-Groß⸗Komthur⸗Kreuzes 
vom großherzoglich oldenburgiſchen Haus- und Verdienſt⸗Or⸗ 
den des Herzogs Peter Friedrich Ludwig: dem Inſpecteur der 
4, Artillerie⸗Inſpection, General⸗Major v. Roehl; des Ritter⸗Kreuzes 
erſter Klaſſe vom großherzoglich heſſiſchen Verdienſt⸗Orden 
Philipps des Großmüthigen: dem Vorſtand des Artillerie-Depots zu 
Berlin, Hauptmann v. Mechow, und dem Premier⸗Lieutenant Sallb ach 
von der rheiniſchen Artillerie-Brigade (Nr. 8); ſowie der königlich han⸗ 
noverſchen goldenen, reſp. ſilbernen Verdienſt⸗Medaille: dem 
Ober⸗Feuerwerker Saßnick, und dem Sergeanten Gilly von W 


Artillerie-Brigade. i (St.⸗A.) 
Nu f lan d. 


A Warſchau, 7. März. Wie uns der „Czas“ meldet, 
wurde in Krakau am 2. März um 114 Uhr Mittags in der Kathe⸗ 
drale zur heiligen Jungfrau Maria ein Trauergottesdienſt für die am 
27. v. M. auf den Straßen Warſchau's Gefallenenen abgehalten. Der 
ungeheure Raum der Kirche war ſo mit Menſchen angefüllt, daß, als 
die Meßglocke das Zeichen zum Niederknien gab, die andächtige Menge 
ſich vom großen Altare bis zum großen Kirchenthor zurückdrängen 
mußte, um Platz zum Knien zu finden. Nach Beendigung der Meſſe 
wurde ein kurzes Requiem abgeſungen. Während des Gottesdienſtes 
ſind alle Läden in der Stadt geſchloſſen geweſen, was auch wohl 
nicht anders ſein konnte, da alle Beſitzer mit ihren Leuten ſich in der 
Kirche befanden. — 

Aus dem Königreich Polen, 6. März. [Truppenbe⸗ 
wegungen. — Die Freilaſſung der Bauern.] Die an den 
kleineren Orten längs der Grenze flationirten Truppenabtheilungen ha⸗ 
ben geſtern in der Nacht Befehl zum ſofortigen Aufbruch erhalten, um 
ſich vorerſt in und um Konin zu ſammeln. In den Quartieren ſollen 
die Leute ſo wenig als möglich vereinzelt werden und beſonders des 
Nachts nie weniger als drei zuſammen in einem Lokal ſchlafen. — 
Von Petersburg geht heute direkte Nachricht ein, daß die Publikation 
der Freiheitserklärung nicht mehr hinausgeſchoben werden, ſondern ein⸗ 
getretener Nothwendigkeiten wegen ſchon jetzt erfolgen ſolle. Am 2. d. 
ſind 41 mit kaiſerlicher Vollmacht verſehene Generaladjutanten de. 
(unter ihnen auch die Generale Graf Kreutz und Wintzingerode) in die 
Departements abgegangen mit der Weiſung, die Publikation der 
Freilaſſungsordre für die Leibeigenen an einem und demſel— 
ben, ihnen vom Kaiſer zu beſtimmenden Tage zu veranlaſſen und die 
Ordnung dieſer Angelegenheit ſo zu bewirken, daß innerhalb von neun 
Monaten Alles beendet iſt. Da dieſe Herren mit unbegrenzter Voll⸗ 
macht verſehen und für die Folgen ihrer Anordnungen ſtreng ver⸗ 
antwortlich gemacht worden, ſo iſt ihre Aufgabe um ſo wichtiger und 
weniger 2 ar in De 9805 90 a ch f. deri zu 
zeigen begannen und zum Theil auch die Grundherren ihre Unzufrie⸗ 
denheit mit den Freigebungsmaßregeln an den Tag legten. Umſicht 
und Energie wird bei Leitung des ſchwierigen Geſchäfts jedenfalls un- 
erläßlich nöthig fein. (Poſ. 3.) 


Breslau, 9. März. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Oderſtraße 11 
ein ſchwarz und 1 Le wollenes Unſclageruch mit rother und grü⸗ 
ner Kante; Mehlgaſſe 13 drei Stuck grau uns weiß gefiederte Hühner; 
Kleine⸗Dreilindengaſſe ! ein Hahn und vier Stück Hühner, worunter zwei 
Cochinchinahühner; Biſchofsſtraße 3 ein Schnürm weißem Rips 


ieder von 
und eine weiße Crinoline ohne Stahl; auf dem Viehmarkt ein Portemonnaie 
mit circa 9 Thlr. Inhalt; Neumarkt 34 eine hölzerne Wanne, auf dem Bo⸗ 
den mit Dinte „John“ gezeichnet; Ring 49 ein roth, weiß, ſchwarz und grau 
karrirtes wollenes Frauen-⸗Kleid. l 

Gefunden wurden: zwei Einſatzſtücke zu einem Poſthorn oder einer Trom⸗ 
pete; zwei Stück Schiaſſel und ein großer Hundemaulkorb mit aufgelötheter 
Steuermarke Nr. 80 pro 1861. 


U wurde: Ein ſeidener Regenſchirm mit Perlmutterknopf. 
Verloren wu . 9 P ( el. Bl) 
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Sch Oppeln, 8. März. [Concert. — Abiturientenprüfung.] 
Das Concert des hieſigen Männer ⸗Geſangvereins hat geſtern Abend vor 
einer ziemlich zahlreichen Zubörerſchaft ſtattgefunden, und hat ſowohl in Be⸗ 
zug auf die Ausführung als beſonders bezüglich der ſehr gediegenen Aus⸗ 
wahl gefallen. — Bei dem geſtern unter dem Vorſitz des Regierungs⸗ und 
Schulrath Dr. Stieve abgehaltenen Cramen, beſtanden die drei zu demſel⸗ 
ben zugelaſſenen Abiturienten ſämmtlich. 


rr. Gleiwitz, 4. März. Unterm 23. Fehr. d. J. enthält die Schl. 
Zeitung einen Bericht aus unſerer Nachbarſtadt Beuthen, in welchem der 
Referent in einer nichts weniger als nachbarfreundlichen Weiſe die Ueber⸗ 
ſiedelung mehrerer Inſtitute nach Beuthen als eine durchaus gerechtfertigte 
Forderung geltend machte. Es erſchien uns bisher viel angemeſſener, eine 
Notiz unberückſichtigt zu laſſen, die, ſachlich unbegründet, den Stempel der 
Eiferſucht an ſich trug und von keinem vorurtheilsloſen Leſer gebilligt wer⸗ 
den konnte. Indeß wollen wir zur Feſtſtellung der Bedeutung der Städte 
Gleiwitz und Beuthen poſitive Thatſachen aufführen, aus welchen die Prä⸗ 
valenz unſerer Stadt evident hervorgeht. — Gleiwitz zählte in feinem wirt: 
lichen Stadtgebiet im verflofienen Jahre 11,017 Seelen, während im Stadt: 
Bezirk Veuthen incl. der Ortſchaften Schwarzwald, Friedenshütte incl, 
Gefangenhaus, jo wie Stadt und Groß⸗Dombrowska zusammen 10,014 
Seelen lebten. Die Stadt Gleiwitz beſaß 1858 158 Kaufleute Littr. A., 
Beuthen nur 92 Kaufleute Littr, K., die in Gleiwitz aufgebrachte Gewerbe⸗ 
fteuer betrug 1859 7404 Thlr., während Beuthen 4310 Thlr. zahlte. Wenn 
wir annehmen, daß die Ausdehnung des königl. Poſt⸗Amtes einen wohl mo⸗ 
tivirten Schluß auf die kaufmännische 1 einer Ortſchaft geftattet, fo 
mülſſen wir auch in dieſer Beziehung für umjere Stadt biefe Bedeutung in 
Anſpruch nehmen, da in ihr ein Poſtamt Ir. Klaſſe mit 12 Poſtſecretären 
und einem Direktor beſteht; die Stadt Beuthen aber nur ein Poſtamt 2ter 
Klaſſe mit einem Vorſteher und 4 Secretären beſitzt. — Sollte nicht der 
erwähnte Referent aus Beuthen glauben, daß der Poſtfiskus auch dieſe Ein⸗ 
theilung der beiden Poſtämter in einer, die Intereſſen Beuthens verletzen⸗ 
den Weite beſummt babe, und es nicht für viel geeigneter halten, das Bolt: 
Amt Gleiwitz nach Beuthen zu verlegen? Führen wir noch an, daß Gleiwitz 
eine Waſſerſtraße beſitzt, die ihr in allen ra eine gewiſſe Wichtigkeit 
gerade für den Verkehr Oberſchleſiens ſichert, ferner, daß wir an der Eiſen⸗ 
bahn liegen, eine Telegraphenanſtalt in der Stadt haben, während Beuthen 
von allen dieſen natürlichen Bedingungen der Entwickelung einer Stadt 
theils ganz entblößt, theils weit entfernt it, regiſtriren wir weiter, daß die 
Stadt Gleiwitz außer der königl. Eiſengießerei 14 große induſtrielle Eta⸗ 
bliſſements, nämlich 7 Mahl- und Brettmühlen, 3 Maſchinen⸗Bauanſtalten, 
ein Zinkwalzwerk, eine Gießerei, eine Ketten-, 2 Drahtfabriken beſitzt, wo⸗ 
gegen in Veuthen nur eine Mahlmühle eriſtirt, jo haben wir genug geſagt, 
um das weitere Fortbeſtehen derjenigen Behörden in Gleiwitz motivirt zu 
aben, deren Thaͤtigkeit vorwiegend den Intereſſen des Handels und des in⸗ 
duſtriellen Verkehrs gewidmet find. — Hiernach kann es leinem Zweifel un⸗ 
terliegen, daß die Stadt Gleiwitz gegenüber der Stadt Beuthen eine wohl⸗ 
berechtigte Berückſichtigung bei der Vertheilung und Zuweiſung von Bebör: 
den verdient. Daß wir die ungleich größere Bedeutung des Kreiſes Beuthen 
gegen den Kreis Gleiwitz nicht verlennen, können wir verſichern, indeſſen 
glauben wir nicht, daß alle Verhältniſſe und Beſtrebungen des Kreiſes in 
Stadt Beuthen ihren Gipfelpunkt finden, wir müſſen vielmehr behaup⸗ 


r 


* 


A % Br 


ten, daß dieſes nur in Bezug auf die Jurisdiction der Fall, in allen andern 
Verbältnilfen aber der Kreis Beuthen ohne Vermittlung der Kreisſtadt ſeine 
induſtriellen Angeleger 


iten beſorgt und daß ein heil dieſes Kreiſes, na⸗ 
mentſich der Jabrze⸗Bezirk viel natürſichere Beziehungen zu Gleiwitz bat, 
Beziehungen, die ſeit langer Br 
Trennung des zu maden Kreiſe 
erku 


eingeleitet ſind, und die vielleicht zu einer 

ers Beuthen führen dürften. Zum Schluſſe 

wollen wir die Bemerkung nicht unterdrücken, daß es uns jeder Zeit wün⸗ 
ſchenswerth war, unſere Nachbarſtadt Beuthen ſich entwickeln und fortſchreiten 
zu ſehen, daß wir in dieſem Fortſchreiten keinen Grund zu lleinlicher Eifer⸗ 
ſüchtelei erblicken und daß wir es für viel geeigneter balten, wenn beide 
Städte mit allen Kräften vereint für ihre gemeinſchaftlichen Intereſſen wir⸗ 
ken, um ein gedeihliches Reſultat zu erzielen. — Da wir durch dieſe Zeilen 
keine Polemik hervorrufen wollten, ſo werden wir auch von weiteren Aus⸗ 
laſſungen über die oben angeregten Punkte abſtehen. 
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Paris, 8. März, Nachm. Uhr. Fortdauernde Geſchäftsſtille. Die Zproz. 
eröffnete zu 68, 15, hob ſich auf 62, 25 und ſchloß jeit aber unbelebt zur 
Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 92% eingetroffen. Schluß⸗ 
Courſe: Zprz. Rente 68, 20. 4 prz. Rente 95, 75. Zprz. Spanier 47%. 
Iproz. Spanier 41. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien 
485. Credit⸗mobilier⸗Aktien 663. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien —. Oeſterr. 
Kredit⸗Altien —. 5 g 

London, 8. März, Nachm. 3 Uhr. Börſe unthätig. Silber 61, Con⸗ 
ſols 92. Iproz. Spanier 41. Mexikaner 23%. Sardinier 81. Sproz. 
Ruſſen 101%. ir Auſſen 90%. 

Wien, 8. lärz, Mittags 12 libr 30 Min. Borſe günſtig. Sproz. 
Metall. 65, — 4 proz. Dielall, 56, 25. Bankaltien 733, Nordbahn 
213, —. 1854er Lobſe 86, 50. National⸗Anlehen 76, 50, Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 286, 50. Creditaktien 164,90. London 148, 25. Hamburg 
III, 75, Paris 58, 50. Gold —, —. Silber „ —. Cliſabetbahn 189, —. 
Lomb. Eiſenbahn 190, —. Neue Looſe 114, —. 1860er Looſe 84, 25. 

Frankfurt a. M., 8. März, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Günſtige 
Stimmung für öſterr. Fonds und Altien; Mainz⸗Ludwigshafen etwas ange⸗ 
nehmer. Schluß⸗Courſe: Ludwigshafen⸗Berbach 130%. Wiener Wechſel 
79. Darmſt. Bankaktien 180. Darmſt. Zeltelbank 237. Hproz. Metall. 
43. 4 J prz. Metall. 37. 1854er Looſe 56. Oeſterr. National⸗Anleihe 50%. 
Oeſterr⸗Franz. Staats⸗Ciſenb.⸗Aktien 223. Oeſt. Bank⸗Antheile 580. Oeſtr. 
Eredit⸗Aktien 130. Neueſte öſterr. Anleihe 554%. Oeſt. Eliſabetbahn 123, 
Rhein⸗Nabe⸗Bahn 25%. Mainz⸗Ludwigshafen Litt. A. 101, 

Hamburg, 8. März, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Schluß ⸗Courſe: 
National⸗Anleihe 50%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 55%. Vereinsbank 99%, 
Norddeutſche Bank 86%. Diskonto 2 — 2% %. Wien 113, 75. 

Hamburg, 8. März [Getreidemarkt.] Weizen loco und Lieferung 
zu vollen Preiſen verkauft, ab auswärts feſt. Roggen loco ſtill, ab Kö⸗ 
nigsberg pr. Frühjahr 79 gefordert. Oel vr. Mai 23%, pr. Oktober 
21, Kaſſee, ſchwimmende Ladungen 4000 Sad Rio, 8800 Santos, 5700 
Domingo, 2500 Trillados. 

Liverpool, 8. März. [Baumwolle.] 8000 Ballen Umſatz. 
Breife gegen geſtern unverändert. Wochenumſatz 81,560 Ballen. 

Berlin, 8. März. Auf beſſere pariſer und wiener Notirungen geſtützt, 
war die Börſe heute noch feſter als geſtern, das Geſchäft aber nicht eben 
belebter. Namentlich waren in Eiſenbahn⸗Aktien die Umſätze beſchränkter. 
Die gute Meinung über die Entwicklung der Bahnen und deren Erträge 
hat wohl die Wirkung gehabt, die Aktienbeſizer in ihrem Vertrauen zu be⸗ 
ſeſtigen, die Kaufluſt wird aber nur in ſchwächerem Maße angeregt. Die 
Gebote bleiben nicht unbeträchtlich unter den Forderungen, fo daß Umſäte 
ſich nur in beſchränktem Umfange und mit großen Schwierigkeiten bewirlen 
laſſen. Auch in Spekulationspapieren fehlte Regſamkeit. Die öſterreichiſchen 
Sachen hatten ſämmtlich im Courſe gewonnen, das Geſchäft war aber wenig 
bedeutend. In Anlage⸗Effekten war der all derſelbe; für Prioritäten, für 
die eben Aufträge vorhanden find, ſowie für Anleihen fehlten eher Abgeber, 
und war aus dieſem Grunde auch in dieſen Papieren das Geſchäft nur be: 
ſchränkt. Der Geldmarkt iſt unthätig. EEE 

Oeſterreichiſche Noten beſſerten ſich % Thlr. Wiener kurze Briefe gingen 
anfänglich zu 67%, ſpäter zu 67%. — 4 um, für lange Sichten bewilligte 
man bei weiterer Frage dazu 67; die Erhöhung beträgt bei dem Mittelcourſe 
gegen geſtern etwa 4% Thlr. Warſchau wurde niedriger zu 854 —% 
umgeſetzt und blieb zu 85% begehrt; auch Noten 195 gu 8 * 

Bank- u. H.⸗Z. 


— 

Breslau, 9. März. [Produttenmarkt.] Für ſämmtliche Getreide 
körner bei mäßigen Zufuhren und Angeboten von Bodenlägern in Kaufluſt 
und Preiſen gegen geſtern ziemlich unverändert. — Del: und Kleeſaaten ohne 
Aenderung. — Spiritus ruhig, pro 100 Quart loc 20%, März 20% B. u. G. 


Sgr. PR. „Me 
Weißer Weizen . 80 86 92 9 Winterraps. . 88 92 94 36 98 


80 84 87 89 91 
75 80 84 86 88 
70 75 80 85 98 


78 85 88 92 Winterrübſen 
65 70 74 76 Sommerrübſen 
56 58 60 62 Schlagleinſaat 


Gelber Weizen 

Brenner: Weizen . 

Be 8 
ur, 


Ger „ 0 5 57 W. 
afer . . . 38 30 32 43 au a 
Zoderpfen . . 00 62 64 66 Rothe Klecſaat 11,13% 1017 10417 79 
“uttererbfen .. 54 56 58 80 [Weiße dito 82 5 18 117 
teen nn. 45 50 53 56 |Thymothee . 94 10 10% 11 11% 


Verantwortlicher Redalteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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— 


